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er wäre auch stolz auf dieses Land . Demokratie, das ist 
Hilfe, mit anpacken, keine Hetze! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der LINKEN)

Aber das Wichtigste – auch noch einmal Hilde Domin, 
wie sie aus ihrer Lebenserfahrung zusammenfasst, wo-
rauf es im Umgang von Mensch zu Mensch ankommt –:

 . . . dass er den anderen als seinesgleichen behandelt . 
Dass er ihn in seiner Menschenwürde nicht kränkt, 
gleichgültig wie groß die Standes-, Begabungs-, Bil-
dungs- und Glücksunterschiede auch sein mögen . 

Ja, Demokratie geht nur mit Menschenwürde . Das ist 
der Ausgangspunkt . Meine Damen und Herren von der 
AfD, Menschenwürde – und nicht Deutschenwürde . 

(Beifall im ganzen Hause)

Diese sogenannte Alternative für Deutschland bietet 
also keine Alternative für Deutschland, sondern in vielen 
Äußerungen kommt zum Ausdruck: Sie bietet eine Al-
ternative zur Demokratie . Ich kann dazu nur sagen: Das 
haben wir schon gehabt . Das brauchen wir nicht wieder . 

(Beifall im ganzen Hause)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Monika Lazar, 

Bündnis 90/Die Grünen .

Monika Lazar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Geflüchtete und haupt- und ehrenamtlich Tätige in der 
Flüchtlingsarbeit sind häufig Zielscheibe von rassisti-
scher Hetze, Hass und Gewalt. Die Anzahl flüchtlings-
feindlicher Straftaten wuchs in den vergangenen Jahren 
stetig . 2012 waren es 62 Straftaten, 2014 bereits knapp 
900 und im letzten Jahr schon mehr als 1 600 . Das ist ein 
dramatischer Trend, dem wir gemeinsam mit allen Kräf-
ten Einhalt gebieten müssen .

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU)

Auch der Ton im politischen Diskurs wird rauer und 
widerwärtiger . Viele Akteure in Politik, Medien oder In-
itiativen werden beschimpft und bedroht . Verunglimp-
fungen wie „Volksverräter“ oder „grüne Zecke“, die ich 
persönlich am Rande von Legida-Demonstrationen re-
gelmäßig höre, gehören dabei noch zu den harmloseren 
Beispielen . Besonders enthemmt geht es dabei im Inter-
net zu . In den letzten Monaten bin ich besonders froh, 
nicht bei Facebook zu sein; denn bei Twitter müssen sich 
die Hetzer wenigstens kurz fassen . 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und bei der LINKEN)

Ich will jetzt keine Beispiele nennen, um den Trollen 
keine Bühne zu geben; denn ich denke, die meisten von 
uns Abgeordneten haben leider selber genügend Beispie-
le parat .

Strafbare Internethetze muss unverzüglich aus dem 
Netz entfernt und geahndet werden, bevor sie Menschen 
zu Straftaten anstachelt . Hassdelikte müssen konsequen-
ter bekämpft werden . All die Beleidigungen und Bedro-
hungen tragen dazu bei, dass der Hass noch weiter ange-
stachelt wird . Das dürfen wir nicht zulassen . 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU)

Wir müssen uns mit allen rechtsstaatlichen und ge-
sellschaftlichen Mitteln dafür einsetzen, dass Rassismus, 
menschenverachtende Hetze und Gewalt zurückgedrängt 
werden . Wo rechte Strömungen das friedliche Miteinan-
der vergiften, müssen staatliche Institutionen mit einem 
rassismuskritischen Fokus arbeiten; dazu bedarf es auch 
der passenden Aus- und Weiterbildungen . 

Ebenso muss die interkulturelle Kompetenz von Be-
hörden, Institutionen und Bildungseinrichtungen erhöht 
werden, unter anderem durch mehr Beschäftigte mit 
Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst . Die de-
mokratischen Parteien müssen rassistischen Äußerungen 
auch aus den eigenen Reihen in aller Klarheit entgegen-
treten . Versuche, die AfD von rechts zu überholen, um 
dort nach Wählerstimmen zu fischen, sind inakzeptabel 
und gefährlich für das politische Klima in unserem Land . 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Wer sich daran beteiligt, spielt den rechten Scharfma-
chern in die Hände . 

Manchmal ist es aber auch wichtig, wenn die demo-
kratischen Parteien Geschlossenheit zeigen . Wie man 
es nicht macht, hat die Leipziger CDU zum Beispiel am 
11 . Januar gezeigt, als sie sich an einer gemeinsamen 
Lichterkette in der Leipziger Innenstadt nicht beteiligen 
wollte . Ziel dieser Lichterkette war es, ein gemeinsames 
Zeichen für Weltoffenheit gegen die Legida-Demonstra-
tion zu setzen . Die Leipziger CDU-Bundestagsabgeord-
nete Bettina Kudla erklärte dazu –:

Von parteiübergreifenden Aufrufen halte ich nichts, 
da sie die Unterschiede zwischen den Parteien und 
auch die Verantwortlichkeiten vermengen . 

(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sehr traurig!)

Das ist nun wirklich kontraproduktiv und abstrus . 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Zivilgesellschaftliche Akteure und Geflüchtete brau-
chen den Schutz von Staat und Gesellschaft . Es ist des-
halb großartig, dass so viele zivilgesellschaftliche Ini-
tiativen und engagierte ehrenamtliche Helferinnen und 
Helfer vor Ort wertvolle Arbeit für unsere Demokratie 
leisten . Dafür möchte ich ihnen ganz herzlich danken .

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Aber auch der Staat ist stärker gefragt . Wir brauchen 
eine gut ausgestattete Demokratieoffensive auf allen poli-
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tischen Ebenen, um gemeinsam mit der Zivilgesellschaft 
unsere demokratische und pluralistische Gesellschaft zu 
verteidigen . Dafür ist unser Antrag eine Anregung . Wir 
haben zehn Eckpunkte zusammengetragen, die in diesem 
Maßnahmenpaket enthalten sein sollten . Ich freue mich 
schon jetzt auf die sicherlich sehr lebhaften Debatten in 
den Ausschüssen . 

Vielen Dank .

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Für die CDU/CSU spricht jetzt die Kollegin Barbara 

Woltmann .

(Beifall bei der CDU/CSU)

Barbara Woltmann (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Kollegen und Kolleginnen von den Grü-
nen, als am Dienstagnachmittag Ihr Antrag auf unsere 
Schreibtische kam und ich das Thema sah, habe ich ge-
dacht: Ja, ein wichtiges, ein gutes Thema, auch der Titel 
ist gut . Doch beim Lesen Ihres gesamten Antrags habe 
ich gedacht: Na ja, da bist du aber nicht mehr von al-
len Punkten so begeistert . Denn es haben mir doch viele 
Dinge gefehlt, ich fand den Antrag nicht vollständig und 
teilweise einseitig . Auch mir fehlen alle Facetten von 
Hass und Rassismus . Der Linksextremismus ist hier von 
meinen Kollegen schon angesprochen worden .

Ich denke, wir müssen jedem Hass, jedem Rassismus, 
egal von welcher Seite er kommt, entgegenwirken, und 
zwar ganz entschieden . Da ist mir die Seite, woher er 
kommt, völlig egal; vielmehr ist jeder Hass, jeder Ras-
sismus von allen Demokraten zu bekämpfen . Ich glaube, 
das ist sicherlich Konsens hier im Haus .

(Beifall bei der CDU/CSU)

Drei Punkte sind für mich dabei wichtig:

Erstens . Eine starke Demokratie braucht einen starken 
Rechtsstaat . Das beinhaltet die Anerkennung des staatli-
chen Gewaltmonopols .

Zweitens. Eine starke Demokratie braucht flächende-
ckende politische Aufklärung .

Drittens . Eine starke Demokratie braucht auch klare 
Strukturen und ein klares Bekenntnis gegen Hass und In-
toleranz .

Diese Prämissen müssen erfüllt sein, um dem Hass 
von rechts gegen Ausländer, gegen Juden, gegen ande-
re Gruppen, gegen andere Minderheiten, dem Hass von 
links, dem Hass von Salafisten oder Islamisten gegen 
unsere staatliche Rechts- und Grundordnung erfolgreich 
entgegentreten zu können . Allein die Zahlen der politisch 
motivierten Straftaten aus dem vergangenen Dezember 
sprechen leider eine deutliche Sprache: Insgesamt 1 820 
politisch motivierte Straftaten, darunter 149 Gewalttaten 
und 665 Propagandadelikte, sind gemeldet worden – viel 

zu viele . Der Großteil der Straftaten ist von Rechtsextre-
men begangen worden . Ja, das ist so .

Schockierend ist auch die Zahl der Straftaten gegen 
Asylunterkünfte im gesamten vergangenen Jahr – sehr 
besorgniserregend . 1 027 Straftaten sind registriert wor-
den – eine Vervierfachung der Zahl im Vergleich zum 
Jahre 2014 . Aber auch im Bereich der linkspolitisch wie 
auch der islamistisch motivierten Kriminalität sind leider 
Zuwächse zu verzeichnen .

Mich beunruhigen in diesem Zusammenhang insbe-
sondere die Straftaten mit antisemitischem Hintergrund . 
Juden werden nicht mehr nur von Rechtsextremen drang-
saliert, sondern in zunehmendem Maße auch von Tätern 
mit islamistischem Hintergrund . Dies führt hier in Berlin 
sogar dazu, dass Juden von sich aus das öffentliche Tra-
gen der Kippa vermeiden . Meiner Meinung nach passt 
eine solche Entwicklung nicht in ein freiheitlich-demo-
kratisches Deutschland .

Sie haben recht, wenn Sie in Ihrem Antrag darauf hin-
weisen, dass die Bildung von Bürgerwehren das Gewalt-
monopol des Staates infrage stellt . So etwas dürfen wir 
nicht zulassen; da bin ich ganz auf Ihrer Seite .

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg . 
Gabriele Fograscher [SPD] und Claudia Roth 
[Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Auch stimmt es, dass die zunehmende Enthemmung 
bei Worten und Taten wirklich Anlass zu großer Sorge 
gibt . Das ist besorgniserregend, auch wenn man die ver-
rohten, hassverbreitenden Äußerungen in den sozialen 
Netzwerken sieht, in denen die Anonymität viele dazu 
verleitet, sich auszutoben und zu hetzen . Vorredner ha-
ben schon darauf hingewiesen .

Wir können alle froh sein, dass zum Beispiel Facebook 
jetzt auf unsere Forderungen reagiert hat und in Deutsch-
land ein Team installiert hat, durch das Hetzkommentare 
gelöscht werden . Das ist wichtig, und das muss auch so 
passieren . Wir dürfen nicht zulassen, dass die Verfasser 
solcher Kommentare in den Netzen bleiben .

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich spreche mich für einen starken Staat aus, der kon-
sequent das Strafrecht anwendet und Straftäter gleich 
welcher Couleur entsprechend unserer Gesetze ver-
folgt und auch verurteilt . Zum Beispiel haben wir in 
§ 130 StGB Volksverhetzung mit einer Strafe von im-
merhin bis zu fünf Jahren Freiheitsentzug belegt . Wir 
haben in § 131 StGB die Gewaltdarstellung unter Strafe 
gestellt . Ein weiteres Beispiel ist, dass nach § 166 StGB 
die Beschimpfung von Religionsgemeinschaften und 
Weltanschauungen unter Strafe gestellt ist . Auch Kollege 
Ullrich hat auf die Strafverschärfungen im letzten Jahr 
hingewiesen .

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, ich 
kann Ihren Antrag und Ihre Beweggründe sehr gut nach-
vollziehen . Sie zeichnen aber im Antrag das Bild eines 
inaktiven Staates, der sich der Herausforderung „Stär-
kung der Demokratie“ nicht stellen würde .

Monika Lazar


